Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3799 

19. 06. 75 

Sachgebiet 96 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, 

Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), Dr. Müller-Hermann, Lemmrich, Sick, Tillmann, 
Dr. Stavenhagen, Vehar, Dr. Waffenschmidt und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/3684 — 

betr. EUROCONTROL und Flugsicherung 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 12. Juni 
1975 - L 6/00.02.11/6037 Vm/75 - die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


Das jetzt noch dem Ausbau der Flugsicherung in der Bundes- 
republik Deutschland zugrunde liegende Konzept einer horizon- 
talen Aufteilung des Luftraums ist überholt, Die Zusammenarbeit 
zwischen Eurocontrol und der Bundesanstalt für Flugsicherung ist 
mangelhaft und mit der Ungewißheit über die künftige Tätigkeit 
von Eurocontrol belastet. Dieser Zustand der allgemeinen Un- 
sicherheit wird die Sicherheit und Regelmäßigkeit des Flugverkehrs 
über der Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigen und kost- 
spielige Fehlentwicklungen verursachen. 

Die technische Betriebsbereitschaft der neuen Eurocontrol-Zentrale 
Karlsruhe für den oberen süddeutschen Luftraum ist alsbald ge- 
geben; die Frage ihres künftigen Betriebs ist zwischen Eurocontrol 
und der Bundesanstalt für Flugsicherung immer noch umstritten. 
Die frühestmögliche Inbetriebnahme ist aus diesem Grunde unmit- 
telbar gefährdet. 

Das letzte Fünf-Jahres-Programm für den Ausbau der Flugsiche- 
rung ist Ende 1974 ausgelaufen. Ein neues Programm wurde von 
der Bundesregierung nicht vorgelegt, obwohl in Zusammenhang 
mit den Fluglotsenaktionen des Jahres 1973 schwere Mängel der 
Flugsicherung über der Bundesrepublik Deutschland offenbar ge- 
worden und in Zusammenhang damit schwere volkswirtschaftliche 
Schäden entstanden sind. 

Das Konzept einer horizontalen Auftrennung des Luftraumes in 
einen unteren und oberen Bereich kann im Grundsatz als über- 
holt gelten. Die Kontrolle des Luftverkehrs im unteren und 
oberen Luftraum durch verschiedene Organisationen ist auf die 
Dauer unzweckmäßig. 

Die Zusammenarbeit zwischen EUROCONTROL und der Bundes- 
anstalt für Flugsicherung ist zufriedenstellend (siehe auch 15.). 
Ein Zusammenhang zwischen der Sicherheit und Regelmäßigkeit 
des Luftverkehrs über der Bundesrepublik und den Erörterungen 
über die zukünftige Tätigkeit EUROCONTROLs ist nicht erkenn- 
bar, Schließlich sollen Fehlentwicklungen gerade durch diese Er- 
örterungen vermieden werden. 

Die volkswirtschaftlichen Schäden der Fluglotsenaktion 1973 
sind durch die Störaktionen der Fluglotsen selbst entstanden. Es 
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ist nicht erkennbar, wo im Zusammenhang mit diesen Aktionen 
im technischen Ausbaustand der Flugsicherung schwere Mängel 
offenbar geworden sind. Das geltende Ausbauprogramm der 
Flugsicherung läuft am 31. Dezember 1975 aus. 


1. Welche Auffassung hat der Vertreter der Bundesrepublik 
Deutschland in der Ständigen Kommisison der Organisation 
Eurocontrol in der 45. Sitzung am 15. Mai 1975 zur Frage der 
künftigen Tätigkeit von Eurocontrol nach dem 1. März 1983, dem 
Ablauf des geltenden Übereinkommens, vertreten? 

Der Vertreter der Bundesrepublik Deutschland in der Sitzung 
der Ständigen Kommission der Organisation EUROCONTROL 
am 15. Mai 1975, Parlamentarischer Staatssekretär Ernst Haar, 
vertrat zur Frage der Tätigkeit EUROCONTROLs nach 1983 
gemeinsam mit den übrigen Kommissionsmitgliedern die Auf- 
fassung, daß hierüber nicht von der Kommission, sondern von 
den Regierungen der Mitgliedstaaten zu entscheiden sei und 
daß das für diesen Entscheidungsprozeß von der Studiengruppe 
der Stellvertreter vorgelegte Material zu den verschiedenen 
untersuchten Konzeptionen noch nicht ausreiche. 


2. Zu welchem Zeitpunkt wird die Eiirocontrol-Zentrale Karlsruhe 
nach dem heutigen Stand des technischen Ausbaues die Kontrolle 
des oberen Luftraums im vorgesehenen Südbereich übernehmen 
können? Gibt es zu dieser Frage unterschiedliche Auffassungen 
zwischen der Orgnisation Eurocontrol und der Bundesanstalt 
für Flugsicherung? 


Nach Aussage EUROCONTROLs wird die Kontrollzentrale 
Karlsruhe im Winterhalbjahr 1976/1977 in Betrieb genommen 
werden können. Hierüber bestehen zwischen EUROCONTROL 
und der Bundesanstalt für Flugsicherung keine unterschiedlichen 
Auffassungen. 


3. Soll die Eurocontrol-Zentrale Karlsruhe nach den Vorstellungen 
der Bundesrepublik Deutschland voll und unmittelbar durch 
Eurocontrol, im Betriebsdienst oder im technischen Dienst von 
der Bundesanstalt für Flugsicherung im Auftrag von Eurocontrol 
oder ganz von der Bundesanstalt für Flugsicherung betrieben 
werden, und welche Vorteile sieht die Bundesregierung in der 
Lösung, die sie für die Zentrale Karlsruhe in den Verhandlungen 
mit Eurocontrol und mit den übrigen Mitgliedstaaten erstrebt? 


Die Bundesregierung wird demnächst abschließend entscheiden, 
ob die zivilen Flugverkehrsdienste im oberen Luftraum über 
Süddeutschland weiterhin durch die Bundesanstalt für Flug- 
sicherung im Aufträge von und im - bereits vorliegenden - 
Einvernehmen mit EUROCONTROL mit eigenem Personal 
durchgeführt werden sollen. 

Der technische Auf- und Ausbau der Kontrollzentrale Karlsruhe 
soll in jedem Fall unabhängig von der Entscheidung über die 
Betriebsdienste, d. h. auch weiterhin durch die Organisation 
EUROCONTROL durchgeführt werden, um die Verwirklichung 
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der technischen Planungen sicherzustellen und das bei EURO- 
CONTROL vorhandene „know how" entsprechend zu nutzen. 

Die zur Zeit in Gang befindliche Abstimmung der Mitglied- 
staaten von EUROCONTROL über die allgemeine Zukunft der 
Organisation wird davon nicht berührt. 


4. Welche Stellungnahme haben die übrigen Mitgliedstaaten zu den 
Wünschen der Bundesrepublik gemäß Nummer 3 abgegeben, 
wann ist eine endgültige Beschlußfassung zu erwarten, welche 
Bedingungen und Forderungen der übrigen Staaten werden von 
diesen mit einem Eingehen auf die Wünsche der Bundesrepublik 
verknüpft? 


Nachdem bisher keine abschließende Entscheidung der Bundes- 
regierung vorliegt, können die Mitgliedstaaten noch keine 
formelle Stellungnahme hierzu abgeben. Die BENELUX-Staaten 
würden sich jedoch einer Beibehaltung der derzeitigen Form 
der Betriebsdurchführung im süddeutschen oberen Luftraum 
nicht verschließen. Bedingungen würden nicht gestellt, zumal 
durch den Einsatz von deutschem Personal der gemeinsame 
Betriebshaushalt für Maastricht und Karlsruhe entlastet würde. 

Die Mitgliedstaaten haben die in der Sitzung der Ständigen 
Kommission am 15. Mai 1975 im Einvernehmen mit EURO- 
CONTROL mitgeteilte Absicht Irlands, die von EUROCONTROL 
in Shannon errichtete neue Kontrollzentrale von irischem Per- 
sonal betreiben zu lassen, widerspruchslos zur Kenntnis 
genommen. 

Für Großbritannien und Frankreich würde aus hiesiger Sicht 
keine Veranlassung bestehen, Vorbehalte zu machen, da beide 
seit Jahren die Exekutivaufgaben EUROCONTROLs selbst 
wahrnehmen. 


5. Gibt es einen von allen oder von der Mehrzahl der Mitglied- 
staaten gemeinsam erarbeiteten und allseits anerkannten um- 
fassenden Vergleich zwischen der Besoldung der Bediensteten 
der Organisation Eurocontrol und vergleichbarer Bediensteter 
der Flugsicherungen der einzelnen Staaten? Welches Ergebnis 
läßt sich aus diesem Vergleich für welchen Stichtag ableiten? Ist 
die Bundesregierung bereit, diese Untersuchung zu veröffent- 
lichen oder den Mitgliedern des Deutschen Bundestages darin 
Einblick zu gewähren? 


Ein umfassender Vergleich der Besoldungssysteme zwischen der 
Organisation EUROCONTROL und den Mitgliedstaaten ist nur 
aussagekräftig, wenn nicht nur die tatsächlichen Gehaltszah- 
lungen, sondern auch andere Kriterien wie z.B. soziale Leistun- 
gen, Laufbahngestaltung, Arbeitszeit- und Urlaubsregelungen, 
Pensionsalter, Kaufkraftunterschiede und Steuerfragen in die 
Betrachtung mit einbezogen werden. 

Eine derartige Gesamtschau konnte bisher wegen der zum Teil 
erheblich unterschiedlichen Verhältnisse zwischen den Mitglied- 
staaten und Schwierigkeiten bei der Ermittlung nicht erstellt 
werden. 
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6. Bestehen nach Auffassung der Organisation Eurocontrol und 
deren Mitgliedstaaten Bestrebungen und Möglichkeiten, eine be- 
sonders hohe Bezahlung bei Eurocontrol unter Wahrung des Be- 
sitzstandes der jetzt Beschäftigten auf das nationale Niveau 
zurückzuführen? Welche Meinung wird dazu von der Bundes- 
regierung vertreten? 


Konkrete Versuche in dieser Richtung sind bisher von den Mit- 
gliedstaaten nicht unternommen worden. Die Bundesregierung 
unterstützt jedoch alle Bemühungen, die zum Ziele haben, die 
Diskrepanzen zwischen dem hohen internationalen Besoldungs- 
niveau und der nationalen Besoldung im öffentlichen Dienst zu 
verringern. 


7. Trifft es zu, daß wegen der noch nicht gefallenen Entscheidung 
zum künftigen Betrieb des Kontroll-Zentrums Karlsruhe 50 bis 60 
vorwiegend deutsche angehende Fluglotsen von der Organisa- 
tion Eurocontrol für den Betrieb von Karlsruhe angestellt und 
bereits technisch ausgebildet worden sind? Für welche Zeit und 
zu welchen Bezügen sind diese Eurocontrol-Bediensteten ange- 
stellt? Trifft es zu, daß diese Bediensteten in Maastricht weit- 
gehend ohne Aufgabe sind und daß sie seit mindestens einem 
halben Jahr auf den Antritt ihrer Ausbildung im praktischen Be- 
triebsdienst des oberen Luftraums innerhalb der BFS warten? 


56 Kräfte befinden sich noch in der Ausbildung. Die Anwärter 
haben nach erfolgreichem Abschluß ihrer Ausbildung Anspruch, 
bei EUROCONTROL angestellt zu werden, sofern freie Plan- 
stellen vorhanden sind. 


8. Sind von der Bundesanstalt für Flugsicherung mit der Organisa- 
tion Eurocontrol eingehende Verhandlungen mit dem Ziel ge- 
führt worden, die Besoldung von Bediensteten in Karlsruhe so 
zu regeln, daß aus unterschiedlicher Besoldung für vergleichbare 
Tätigkeit auf deutschem Boden ein Sozialkonflikt nicht entstehen 
kann? Warum konnte bisher keine Lösung gefunden werden? 
Ist eine solche Lösung nach Auffassung der Bundesregierung 
noch erreichbar? Was geschieht, um diese herbeizuführen? 

Die Verhandlungen mit EUROCONTROL sind noch nicht abge- 
schlossen. 


9. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß die jetzt noch nicht 
entschiedene Frage des künftigen Betriebs von Karlsruhe be- 
reits seit dem Jahre 1973 klar absehbar war, daß die Nichtbeant- 
wortung dieser Frage unnötige Kosten in erheblichem Ausmaß 
verursacht hat und daß eine alsbaldige Entscheidung notwendig 
ist, wenn die Inbetriebnahme der Zentrale Karlsruhe nicht auch 
noch aus personellen Gründen verzögert werden soll? Was ge- 
schieht seitens der Bundesregierung, um die notwendige Ent- 
scheidung bald herbeizuführen, und was hat die Bundesregierung 
in dem Zeitraum seit 1973 dazu konkret getan? 


Die Bundesregierung wird demnächst endgültig entscheiden. Die 
Inbetriebnahme der Zentrale Karlsruhe im Winterhalbjahr 1976/ 
1977 nach erfolgter technischer und betrieblicher Abnahme der 
dort installierten Systeme ist personell nicht in Frage gestellt. 
Zusätzliche Kosten sind durch den Zeitpunkt der zu treffenden 
Entscheidung weder entstanden, noch werden sie entstehen. 
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10. Warum wurde das neue Fünf-Jahres-Programm für den Ausbau 
der Flugsicherung in der Bundesrepublik noch nicht vorgelegt? 
Sind die Ansätze des Haushaltsplans 1975 Teil eines bestehen- 
den, aber noch nicht veröffentlidrten Programms? Soll das neue 
Fünf-Jahres-Programm das Jahr 1975 noch miteinbeziehen oder 
nicht? 


Das künftige Ausbauprogramm für die Flugsicherung in der Bun- 
desrepublik in den Jahren 1976 bis 1980 wird nach Abschluß der 
derzeit laufenden Überarbeitung der Prognose über den Luftver- 
kehr und der mit der betrieblich/technischen Planung korrespon- 
dierenden Personalplanung in diesem Jahr vorgelegt werden. 


11. Hält die Bundesregierung die Unterteilung der Flugsicherung 
in einen oberen und in einen unteren Luftraum noch für erforder- 
lich, und wo wäre nach Auffassung der Bundesregierung die 
zweckmäßige Grenze - bei einheitlicher Luftraumkontrolle - zwi- 
schen Streckenkontrolle und Flughafenkontrolle zu ziehen? 

Die organisatorische Unterteilung des Luftraumes in einen 
unteren und in einen oberen Bereich ist durch die Entwicklung 
des Luftverkehrs in den vergangenen 15 Jahren überholt wor- 
den. Die heute verkehrenden Düsenflugzeuge stoßen bereits im 
Kurz- und Mittelstreckenverkehr in die Höhen des oberen Luft- 
raumes vor. Zur Verteilung und Begrenzung der Arbeitsbela- 
stung der Fluglotsen wird es jedoch unabhängig davon auch 
künftig immer notwendig sein, den Luftraum entsprechend den 
Verkehrsflüssen und den anderen örtlichen Gegebenheiten 
horizontal und vertikal in Kontrollsektoren zu unterteilen. Um 
diese Unterteilung zweckmäßig und flexibel je nach den gege- 
benen Verhältnissen handhaben zu können, müssen organisa- 
torische Hürden abgebaut werden. Die Bundesanstalt für Flug- 
sicherung hat aus diesem Grunde Anflug- und Streckenkontroll- 
dienste in FS-Regionalstellen zusammengefaßt. In welcher Form 
die Kontrollbezirke dieser Regionalstellen durch Elemente des 
oberen Luftraumes zu ergänzen sein werden, muß eingehenden 
betrieblichen Untersuchungen Vorbehalten bleiben. 


12. Welches sind die Gründe für die noch nicht voll verwirklichte 
militärische Zusammenarbeit, z. B. in Bremen? Hängt die Zurück- 
haltung der militärischen Seite auch mit der „go slow"-Aktion 
des Jahres 1973 zusammen? Wann ist mit einer Integrierung der 
jetzt noch ausgeschlossenen Militärsektoren, z.B. in Gütersloh 
oder Hunsrück/Eifel, zu rechnen? 

Seit April 1974 wird in der FS-Regionalstelle Bremen die militä- 
rische Flugsicherung so eingesetzt, daß sie für die Bereiche im 
Westen des Kontrollbezirkes mit überwiegend militärischem 
Luftverkehr mit eigenen Kräften zuständig ist. 

Die Integration der militärischen Sektoren westlich Frankfurts in 
die FS-Regionalstelle Frankfurt wird erst bei der für 1983 geplan- 
ten Inbetriebnahme des Neubaus für diese Dienststelle möglich 
sein. Die Flüge der britischen Luftwaffe im Bereich der FS-Regio- 
nalstelle Düsseldorf werden bereits seit vielen Jahren von briti- 
schen Luftwaffenangehörigen im Kontrollraum der FS-Regional- 
stelle Düsseldorf kontrolliert. 
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13. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß mit dem jetzt nodi 
vorgesehenen Neubau der Regionalkontrollzentren für den 
unteren Luftraum in Frankfurt und München nicht begonnen 
werden sollte, bevor geprüft ist, ob die für diese Zentralen vor- 
gesehenen Aufgaben nicht auch von der Zentrale Karlsruhe mil- 
übernommen werden können, wenn der Luftraum horizontal als 
eine Einheit behandelt wird und wenn der für diese Zentrale vor- 
gesehen gewesene Tätigkeitsbereich über französischem Luft- 
raum entfallen sollte? 

Nein, beide Probleme haben keinen unmittelbaren Zusammen- 
hang. Eine Ausdehnung auf französischen Luftraum war zu kei- 
nem Zeitpunkt der Planung vorgesehen. 


14. Inwieweit hat sich eine Beteiligung deutscher Firmen an größe- 
ren technischen Projekten (Radar, neue Sichtgeräte, TARK) ver- 
wirklichen lassen, wo wird sie sich nicht verwirklichen lassen, 
und welche Gründe sind dafür maßgebend? 

In den letzten Jahren wurden nahezu alle Großobjekte der deut- 
schen Flugsicherung an die deutsche Industrie vergeben; 

— Großrundsichtradaranlagen Typ SRE-LL 1 

— EDV-gestütztes Darstellungssystem (DERD) 

— Datenübermittlungs- und Verteilungssystem (DÜV) 

— Extraktoren zur Digitalisierung von Radardaten (DZE) 

— Kontrollstreifendruck (KSD) 

— Automatische Wählvermittlungsanlagen (AWF400). 

Nach Abschluß der Vorauswahl zur Realisierung des EDV-Pro- 

jektes TARK verbleibt eine deutsche Firma im Verbund mit zwei 

ausländischen Firmen im Wettbewerb. 


15. Inwieweit sind die in den letzten Jahren beschafften deutschen 
Anlagen mit den technischen Anlagen von Eurocontrol kompa- 
tibel, und wieweit wurden bei der Besdiaffung technische Ent- 
wicklungen und die Beratung von Eurocontrol genutzt? 

Die in den letzten Jahren aufgebauten flugsicherungstecbnischen 
Anlagen gestatten - wo erforderlich - einen Datenaustausch mit 
den technischen Anlagen von EUROCONTROL. Es sind keine 
„Trennstellen" bekannt, wo aufgrund mangelnder Kompatibilität 
ein Datenaustausch nicht möglich wäre. 

Die Bundesanstalt für Flugsicherung hat bei der Planung ihrer 
eigenen Systeme die Entwicklungen in den umliegenden Staaten 
und bei EUROCONTROL aufmerksam verfolgt und - wo mög- 
lich - berücksichtigt. Die Vorgehensweise der Nachbarstaaten ist 
vergleichbar. 


16. Inwieweit blieben nach der Einführung von DERD die Forde- 
rungen an die Darstellungskapazität hinter den bei der Planung 
vorausgesetzten Gegebenheiten zurück? 

Es ist normal, während der Realisierungsphase der EDV-Systeme 
zusätzliche betriebliche Anforderungen und erhöhte Zahlen be- 
züglich des Datenflusses in das Konzept einzuarbeiten. 
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Das gleiche ist beim System DERD geschehen. Dieses System muß 
in den kommenden zwei Jahren in einer zweiten Stufe ausgebaut 
werden, damit es die Zeit bis zu seiner Ablösung durch das 
System TARK Anfang der 80er Jahre überbrücken kann. 


17. Aus welchen Gründen wird die Entwicklung des Systems TARK 
national und parallel zu ähnlichen Entwicklungen von Eurocon- 
trol und zu Entwicklungen in den USA weitergeführt? Welche 
Kosten sind in diesem Zusammenhang entstanden, und welche 
Kosten werden bis zur ersten Inbetriebnahme eines Zentrums 
mit TARK noch entstehen? Wann ist mit der ersten Inbetrieb- 
nahme zu rechnen? 

Zum ersten Satz dieser Frage wird auf die Ausführungen zu 
Frage 15 verwiesen. 

Bei der Vorauswahl der Anbieter (1. Projektphase) sind keine 
Bundesmittel an Firmen abgeflossen. Für die nächste TARK- 
Phase (Feinspezifikation des Systems, anschließend Endauswahl) 
wurde zur fachlichen und personellen Unterstützung der Bundes- 
anstalt für Flugsicherung ein Beratervertrag über 6,0 Mio DM 
abgeschlossen. 

Der gesamte finanzielle Projektumfang wird auf 250 Mio DM 
geschätzt. Genauere Angaben hierüber können erst nach Vor- 
liegen der endgültigen Firmenangebote gemacht werden. 

Die Kosten für die Ausrüstung einer Regionalstelle mit TARK- 
Gerät können noch nicht angegeben werden, da die endgültige 
technische Konzeption erst nach Abschluß der nächsten Phase 
(s. o.) bekannt sein wird. 

Die Inbetriebnahme der ersten TARK-Komponente (Zentraler 
Kontrollstreifendruck) muß beschleunigt und vorgezogen er- 
folgen. Die weiteren Komponenten von TARK werden etwa ab 
1980 bis 1983 an den verschiedenen Regionalstellen zum Einsatz 
kommen. 


18. Ist die Feststellung richtig, daß deutsche Firmen an der Weiter- 
entwicklung von TARK nicht mehr beteiligt sind, daß vielmehr 
die Beratungsaufträge ausschließlich an USA-Firmen vergeben 
wurden und daß dadurch die Beteiligung deutscher Firmen an der 
Verwirklichung dieses Systems praktisch schon im Vorfeld aus- 
geschlossen worden ist? 

Nein, eine deutsche Firma verbleibt im engeren TARK-Wett- 
bewerb. 


19. Welche Ergebnisse hat die Statuskommission Flugsicherung bis- 
her gehabt? Wie oft ist sie zusammengekommen? Wann ist mit 
einem Ergebnis zu rechnen? 


Die zur Untersuchung der Organisationsform der Bundesanstalt 
für Flugsicherung und des Status ihres Personals geführten Ex- 
pertengespräche haben bisher elfmal in ein- bis zweitägigen 
Sitzungen stattgefunden. Dabei sind im Schwerpunkt die Fragen 
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eines privatrechtlichen Modells und einer körperschaftsrecht- 
lichen Lösung erörtert worden. Themenkreise sind vor allem die 
Modellbeschreibung einschließlich Verbesserung der Funktions- 
tauglichkeit, Verfassungsfragen, Kostendeckung und Wirtschaft- 
lichkeit, zivil-militärische Zusammenarbeit, Auswirkungen auf 
den Luftverkehr, dienstrechtliche Fragen mit Folgewirkungen für 
die Mitarbeiter und für den gesamten öffentlichen Dienst und die 
Erarbeitung eines Leistungsmaßstabes für das Flugsicherungs- 
system. 

Die Statuskommission beabsichtigt, den Abschlußbericht bis zum 
Ende dieses Jahres vorzulegen. 


20. Trifft es zu, daß bei den großen neuen Radaranlagen weitgehend 
mit teurer Fremdwartung gearbeitet werden muß? Welche Vor- 
stellungen bestehen, diesem Zustand abzuhelfen? 

Die Radaranlagen vom Typ SRE-LL 1 werden zur Zeit überwie- 
gend von Fremdwartungspersonal technisch betreut. Die Bundes- 
anstalt für Flugsicherung ist aus Personalgründen derzeit nicht in 
der Lage, hierfür ausreichend eigenes Personal zur Verfügung zu 
stellen. Dieser Themenkreis wird Gegenstand des Berichtes an 
den Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages sein, den 
dieser bis zum Beginn der Haushaltsberatungen für 1976 erbeten 
hat. 


21. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß für die Flugsiche- 
rung über dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland alsbald 
ein umfassendes neues Konzept aufgestellt werden muß? 

Das betrieblich/technische Konzept für die Flugsicherung in der 
Bundesrepublik Deutschland wird in enger Zusammenarbeit mit 
der Bundeswehr dem Luftverkehr fortlaufend angepaßt und in 
Richtung auf die im „Gemeinsamen Betriebskonzept" der Organi- 
sation EUROCONTROL enthaltenen Ziele weiterentwickelt. 
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